
23Heft 4/2010

1. Einleitung 

Hans-Jürgen Ewers, Professor für Volkswirtschaft
und ehemals Präsident der Technischen Universität
Berlin hat im Jahr 1998 den Zustand der deutschen
Abfallpolitik mit einem "gordischen Knoten" ver-
glichen. Eine von ihm und anderen verfasste Studie
im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft
hat systematische Defekte der damaligen deutschen
Abfallmärkte offen gelegt. Kosten wurden externali-
siert und Knappheiten nicht angelastet. Leistungen
wurden zum großen Teil in ineffizienten Organisa-
tionsformen bereitgestellt und der Abfallwirtschaft
drohten permanente Turbulenzen zwischen Entsor-
gungsengpässen und Überkapazitäten. Die wesent-
lichen Gründe für den damaligen Zustand der deut-
schen Abfallwirtschaft lagen im Bereich der Ziele
der Abfallpolitik, der Regulierung der Angebotsseite
der Entsorgungswirtschaft und im Bereich der Nach-
fragesteuerung (Ewers und Tegener, 1999). 

Etwa zehn Jahre später, im Jahr 2007, hat der Öster-
reichische Rechnungshof seine Erkenntnisse aus
Prüfungen der Abfallwirtschaft in den österreichi-
schen Bundesländern in einem Bericht dargelegt
(Österreichischer Rechnungshof, 2007). In dem
Bericht wurde eine Reihe von Problemen offenbar.
Kritisiert wurden vom Rechnungshof unter anderem: 

• die sehr unterschiedliche räumliche Verteilung
der Behandlungskapazitäten, die zu hohem Trans-
portaufkommen und damit zu hohen Transportko-
sten führen; 

• die ungenügende bzw. in einem Fall überhaupt
nicht vorhandene Wärmeauskoppelung bei Müll-
verbrennungsanlagen und die überwiegend gerin-
gen Wirkungsgrade der Wärmeauskoppelung;

• der zum Teil mangelnde Stand der Technik bei
alten mechanisch-biologischen Abfallbehand-
lungsanlagen;

• mangelnde Transparenz bzw. mangelnde Daten-
basis in Bezug auf Abfallmengen in Gewerbe und
Industrie, insbesondere in Bezug auf die Baurest-
massen, für welche zum Teil nur Schätzungen
vorlagen;

• großteils ungenügende Sicherstellungen (bilan-
zielle Vorsorgen) für Deponien, die fälschlicher-
weise als Eventualverbindlichkeiten und nicht als
tatsächlich voraussichtliche Verbindlichkeiten
(verursacht durch Sickerwasser und Deponiega-
se) gesehen wurden und darüber hinaus zum Teil
auch keiner Wertanpassung unterlagen;

• das Fehlen entsprechender Sicherstellungen für
mechanisch-biologische oder Restmüll-Splitting
Anlagen.

Darüber hinaus attestierte der RH starke Unterschie-
de in den Bundesländern in Bezug auf die Einrich-
tung von Abfallwirtschaftsverbänden (zum Teil frei-
willig, zum Teil verpflichtend), in Bezug auf den
Andienungszwang (zum Teil vorhanden, zum Teil
keine Regelungen, teilweise unterschiedliche Rege-
lungen innerhalb von Bundesländern) und in Bezug
auf die Sammlung von betrieblichen Siedlungsabfäl-
len, die sehr unterschiedlich in der Systemabfuhr
erfasst wurden. 

Sowohl die deutsche als auch die österreichische
Abfallwirtschaft weisen im internationalen Ver-
gleich hohe Standards auf. In beiden Ländern wird
ein vergleichsweise großer Anteil der kommunalen
Abfälle rezikliert und kompostiert, nur mehr geringe
Anteile werden deponiert. Der Anteil der Verbren-
nung liegt weit über dem EU-Durchschnitt (Tabelle
1).
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Tabelle 1: Kommunale Abfälle in kg pro Kopf
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Quelle: Eurostat

Dennoch, die österreichische Abfallwirtschaft steht nach Jahren der Umstrukturierung und Neuorientierung
noch immer großen Herausforderungen gegenüber. Am stärksten zum Ausdruck kommt dies in der Tatsache,
dass das Müllaufkommen pro Kopf seit den 1990er Jahren, im Gegensatz zu den im Abfallwirtschaftsgesetz
und im Abfallwirtschaftsplan verlautbarten Zielsetzungen, stark gestiegen ist und mittlerweile zu den höch-
sten in Europa gehört (Tabelle 1). Gleichzeitig ist das Müllgebührenaufkommen zwischen 1995 und 2008 um
durchschnittlich 162,8% gestiegen, während beispielsweise die Wassergebühren im selben Zeitraum nur ein
Plus von 32,8% verzeichneten (Statistik Austria, 2009). Im ORF-Report vom 2.12.2009 wurde berichtet, dass
in Österreich im Durchschnitt anteilsmäßig immer weniger getrennt wird und dass zudem auch immer
schlechter getrennt wird, was vor allem Probleme in den Müllverbrennungsanlagen bereitet. Ein wesentlicher
Grund dafür mag sein, dass der Zweck der Mülltrennung immer weniger einsichtig ist. Wenn bekannt wird,
dass getrennte, im Prinzip reziklierbare Abfälle sehr häufig mit dem Restmüll wieder vereinigt werden und
wenn gleichzeitig der Zweck der Wiedervereinigung nicht entsprechend kommuniziert wird oder kommuni-
ziert werden kann, wundert es nicht, dass sich die Haushalte private Zeitkosten der Mülltrennung ersparen.

Abfallwirtschaft



Woran liegt es, dass die Abfallpolitik ihre zum Teil
hochgesteckten Ziele noch nicht erreicht? Laufen die
abfallwirtschaftliche Regulierung an ihren ökonomi-
schen und sozialen Grundtatsachen vorbei? Im Fol-
genden wird die Regulierung der Abfallwirtschaft
aus einem volkswirtschaftlichen Blickwinkel heraus
betrachtet. Zunächst werden die zentralen volkswirt-
schaftlichen Aspekte des Abfallsektors umrissen. Es
geht dabei um eine komprimierte Darstellung der
technischen, organisatorischen und ökonomischen
Besonderheiten des Sektors, um Produktionsfunktio-
nen und um Kostenstrukturen. Es folgt eine ausführ-
lichere Auseinandersetzung mit einigen Kernfragen
der Abfallwirtschaftspolitik. Aus meiner Sicht sind
das die Abfallhierarchie als generelles Leitprinzip,
die Recycling- und Verwertungsquoten als Vorgaben
zur Umsetzung der Ziele der Abfallhierarchie, das
wichtige Konzept der Herstellerverantwortung und
das Spannungsfeld zwischen Regulierung und Wett-
bewerb im Abfallsektor.  

2. Abfall in ökonomischer Sicht 

Die Abfallwirtschaft verdient aus volkswirtschaft-
licher Sicht aus mehreren Gründen Beachtung.
Erstens, Abfall und die Behandlung von Abfall ver-
ursachen Umweltprobleme und negative externe
Effekte. Zweitens, Abfall und die Behandlung von
Abfall schaffen finanzielle Belastungen der öffent-
lichen Hand und der privaten Haushalte und Unter-
nehmen. Drittens, Entscheidungen im Zusammen-
hang mit der Verwertung und Beseitigung von Abfall
sind oft längerfristig irreversibel und mit hohen ver-
sunkenen Kosten verbunden. Viertens, Teile der Ent-
sorgungswirtschaft weisen natürliche Monopolei-
genschaften auf, die Wettbewerbsprobleme verursa-
chen können. Und fünftens, die volkswirtschaft-
lichen Implikationen unterschiedlicher Abfallver-
meidungsstrategien werden uns in Zukunft vermehrt
beschäftigen.

Es ist zwar richtig, dass in der Abfallwirtschaft auch
Wertschöpfung und Beschäftigung entstehen, das ist
volkswirtschaftlich betrachtet aber nur auf den
ersten Blick von Interesse. Tatsächlich handelt es
sich bei der Abfallentsorgung um einen volkswirt-
schaftlichen Kostenfaktor. Die Möglichkeit der
Umwandlung von Abfall in ein Recyclingprodukt
oder Energieträger ist von Vorteil, kehrt aber die
Bilanz nicht um1). Ebenso sind zukünftige Abfall-
vermeidungsstrategien auf ihre volkswirtschaft-
lichen Opportunitätskosten (Wachstums- und Effi-
zienzeinbusen) hin zu untersuchen.

3. Zur Ökonomik der
Abfallwirtschaft

Das Abfallwirtschaftssystem hat sich in den letzten
Jahrzehnten grundlegend geändert. Insgesamt ist die
Abfallwirtschaft heute wesentlich vielfältiger und
zugleich komplexer als früher. Verantwortlich dafür
waren zum großen Teil staatliche Regulierungen und
technologische Veränderungen. Dazu kommt heute
eine stärkere Rolle privater Akteure. Das System von
Sammlung, Trennung, Behandlung, Verwertung und
Beseitigung stellt ein System vertikaler Beziehungen
dar. Entscheidungen auf einer Ebene können erheb-
liche Auswirkungen auf die Kosten und Nutzen von
Entscheidungen auf den anderen Ebenen haben. 

Die Produktionsbedingungen der Abfallwirtschaft
sind geprägt von Skalenerträgen, Verbund- und
Dichtevorteilen. Skalenerträge, d.h. im Einprodukt-
fall sinkende Durchschnittskosten bei steigenden
Mengen, treten bei Verwertungs- und Beseitigungs-
prozessen auf. Verbundvorteile, d.h. Kostenvorteile
bei einer Zusammenfassung von mehreren Entsor-
gungsprozessen bzw. Sammelleistungen, können
durch die räumliche Nähe von Verwertungs- und
Beseitigungsprozessen (Verbrennung und Deponie-
rung) bzw. durch ein integriertes Sammelsystem
(Haushaltsabfälle und haushaltsähnliche Gewerbe-
abfälle) erzielt werden. Dichtevorteile, d.h. sinkende
Stückkosten bei zunehmender Bevölkerungsdichte,
zeigen sich in den Abfall- und Recyclingsammelsy-
stemen und den Transportkosten. 

Die unterschiedlichen Produktionsbedingungen auf
den einzelnen Ebenen der Abfallwirtschaft haben
entscheidende Implikationen für die Wirksamkeit
abfallpolitischer und -regulatorischer Maßnahmen.
Beispielsweise sprechen die Dichtevorteile bei
Sammlung und Transport dafür, diese Aufgabe in
räumlich genau zu definierenden Gebieten nur
einem Dienstleister zu überlassen. Die dadurch ent-
stehende Monopolmacht kann durch regelmäßige
Ausschreibung, d.h. durch ein Gebietskonzessions-
modell, kontrolliert werden (Demsetz, 1968). Eine
Alternative zur regelmäßigen Ausschreibung des
Monopols wäre ein Benchmarkingsystem bei dem
verschiedene regionale Monopole anhand von Indi-
katoren oder Indikatorenbündeln miteinander ver-
glichen werden2). 

Die Skalenerträge bei Verwertungs- und Beseiti-
gungsprozessen resultieren primär aus sinkenden
Durchschnittskosten für Betrieb, Wartung, Bewilli-
gung und Maßnahmen zur Schadstoffvermeidung.
Größere Anlagen haben hier Kostenvorteile. Die
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durch den Bau von wenigen, dafür größeren Anlagen
erzielbaren Kosteneinsparungen sind allerdings den
aufgrund der geringeren Anzahl an Anlagen ver-
gleichsweise höheren Transportkosten gegenüber zu
stellen. Die optimale Konzentration an Anlagen
ergibt sich aus der Balance von Größenvorteilen und
Transportkosten3). Die Frage der optimalen Standor-
te der Anlagen dagegen hängt von Dichtevorteilen
(Fernwärmeerzeugung, geringere Transportkosten),
vom Ausmaß und den Kosten der negativen externen
Effekte (Lärm, Luftverschmutzung, Anzahl betroffe-
ner Haushalte) und von den Transaktionskosten der
Anlagenbewilligung (Widerstände in der Bevölke-
rung) ab4). 

Auch die Kostenstrukturen der abfallwirtschaft-
lichen Prozesse unterscheiden sich. Das Verhältnis
von Fixkosten zu variablen Kosten ist hoch bei
Deponierung und Verbrennung und niedrig bei der
Sammlung. Papierrecycling und Kompostierung lie-
gen in der Mitte. Von großer Bedeutung ist die Höhe
von versunkenen Kosten. Das sind jene Anteile der
Fixkosten von Anlagen, die bei Marktaustritt bei
potenzieller alternativer Verwendung nicht gedeckt
werden könnten. Die meisten Verwertungsanlagen
sind durch hohe versunkene Kosten gekennzeichnet.
Sind die Anlagen einmal errichtet, dann ist eine Rük-
kgewinnung der Investitionskosten nur mehr durch
den aufrechten Betrieb möglich. Eine Verwendung
für andere Prozesse oder auf anderen Märkten ist nur
schwer möglich. 

Die Höhe der versunkenen Kosten hat entscheidende
Implikationen für die relative Vorteilhaftigkeit
abfallwirtschaftlicher Prozesse und für die Innova-
tion im Sektor. Abfallverwertungsanlagen haben
Lebensdauern von 20 bis 40 Jahren. Der Bau einer
Anlage heute kann die technischen Optionen der
Zukunft für einen langen Zeitraum blockieren. Je
größer die Unsicherheit über technologische Innova-
tionen in dem Bereich, desto höher ist der Wert der
Warteoption5). Die Unsicherheit technologischer
Innovationen sollte auch im Rahmen von Kosten-
Nutzen-Analysen zur Vorteilhaftigkeit unterschied-
licher abfallwirtschaftlicher Optionen berücksichtigt
werden.

Die Höhe der versunkenen Kosten hat aber auch
Implikationen für die abfallwirtschaftliche Regulie-
rung im engeren Sinne. Bei Erwartung hoher ver-
sunkener Kosten fordern Investoren hohe Risikoprä-
mien. Diese Risikoprämien sind noch höher, wenn
Unsicherheit darüber besteht, welche abfallwirt-
schaftlichen Regulierungen in Zukunft zu erwarten
sind. Klare Vorgaben der Abfallpolitik schaffen
Sicherheit, reduzieren die Risikoprämien und damit

auch die Kosten der betroffenen Verwertungsprozes-
se. 

In dem Zusammenhang sind auch die abfallwirt-
schaftlichen Verträge, etwa zwischen Gemeinden
und beauftragten Entsorgern, von Bedeutung. Ver-
sunkene Kosten sind immer anfällig gegenüber
Eigeninteressen der Auftraggeber. Solange die
Gefahr von Nachverhandlungen mit unsicheren
Ergebnissen für die Auftragnehmer nicht ausge-
schlossen werden können, ist ein effizientes Investi-
tionsvolumen der Auftragnehmer nicht gesichert.
Langfristige Verträge sind hier hilfreich. Anderer-
seits schließen langfristige Verträge den Wettbewerb
über die Vertragszeit aus, d.h. sie führen bei einer zu
langen Dimensionierung zu einem unnötigen Markt-
verschluss. Es kommt daher auf die Art der Ver-
tragsgestaltung an, ob ein effizientes Ergebnis zu
erwarten ist (Monopolkommission, 2003). 

Da die unregulierten, freien Märkte auf Grund von
externen Effekten und Monopolstellungen falsche
Preissignale aussenden, ist eine optimale Reaktion
der Akteure in der Abfallwirtschaft ohne staatliche
Eingriffe nicht zu erwarten. Der volkswirtschaftliche
Zugang zur Abfallwirtschaft ist daher die Suche
nach Regelungen und Instrumenten mit dem Ziel,
Marktversagen zu korrigieren um die soziale Wohl-
fahrt zu erhöhen. Gesucht ist ein optimaler Mix aus
abfallwirtschaftlichen Optionen, um Externalitäten
und Wettbewerbsprobleme auf effiziente Weise zu
korrigieren. Die entscheidende Frage hier ist, ob die
Ziele der Abfallpolitik und die zu ihrer Verfolgung
eingesetzten Regulierungsmaßnahmen auch wohl-
fahrtsökonomischen Prinzipien standhalten. 

4. Zur Problematik der
Abfallhierarchie 

Kern der EU-Abfallrahmenrichtlinie6) ist eine neue
5-stufige Abfallhierarchie mit deren praktischer
Umsetzung das oberste Ziel der Abfallpolitik, die
nachteiligen Auswirkungen der Abfallerzeugung und
-bewirtschaftung auf Mensch und Umwelt zu mini-
mieren, erreicht werden soll. Die Verwertungsebene
(bisher Ebene 2) wird nun unterteilt in Vorbereitung
zur Wiederverwendung (Ebene 2), Recycling (Ebene
3) und sonstige Verwertung, z.B. energetische Ver-
wertung (Ebene 4). Priorität bleibt die Vermeidung
(Ebene 1) und letzter Ausweg bleibt die Beseitigung
(Ebene 5). 

Abfallhierarchien werden seit den 1970er Jahren in
unterschiedlicher Form diskutiert. Sie haben im
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Wesentlichen die Funktion eines Leitprinzips, des-
sen Ziele durch bestimmte Grundsätze, wie die Pro-
dukt- bzw. Herstellerverantwortung, aber auch durch
konkrete Vorgaben wie Verwertungs- und Recy-
clingquoten erreicht werden sollen. Die Abfallhier-
archie soll vor allem im Dienste einer ökologischen
„Nachhaltigkeit“ stehen, die Anforderungen einer
ökonomischen „Nachhaltigkeit“ erfüllt sie, wie die
folgenden Ausführungen zeigen sollen, mit hoher
Wahrscheinlichkeit nicht. 

Die Prioritätensetzung einer vereinfachten 4-stufi-
gen Abfallhierarchie entspricht der Präferenzrelation
Vermeiden > Rezyklierung > Verbrennung > Depo-
nierung bzw. im Englischen Wortlaut: prevention (P)
> recycling (R) > incineration (I) > landfilling (L).
Aus der Präferenzrelation lässt sich ableiten, wie die
gesamte Abfallmenge W auf die vier "Prozesse" auf-
zuteilen ist:

W = WP + WR + WI + WL

mit 

WP > WR > WI > WL

Ob diese Präferenzrelation volkswirtschaftlich sinn-
voll ist, hängt vom Verlauf der sozialen Netto-
Grenzkosten der einzelnen Prozesse ab. Die sozialen
Netto-Grenzkosten umfassen neben den privaten
Grenzkosten (monetäre Kosten für Arbeit, Kapital,
Boden plus nicht-monetäre Kosten wie Image,
Reputation) auch die Kosten der externen Umwelt-
effekte (niedrigere Grundstückspreise in der Nach-
barschaft aufgrund von Geruch- und Lärmbelästi-
gungen, Kosten durch klimaschädliche Gase usw.)
und sind um etwaige Verwertungserlöse und Einspa-
rungen an externen Umwelteffekten anderswo durch
Wiederverwendung, Recycling und Energieerzeu-
gung korrigiert. 

Die Abfallhierarchie ist theoretisch, unter bestimm-
ten Voraussetzungen, eine denkbare Antwort auf die
Frage, wie die Abfallmengen volkswirtschaftlich
sinnvoll bewirtschaftet werden sollten. Dabei darf
aber nicht übersehen werden, dass die durch die
Prioritätenreihung der Abfallhierarchie verursachten
Änderungen der Abfallströme auch die sozialen
Netto-Grenzkosten der einzelnen Prozesse verän-
dern. Wenn mehr Abfall rezykliert wird, steigen auch
die sozialen Netto-Grenzkosten der Rezyklierung,
während die sozialen Netto-Grenzkosten anderer
Optionen sinken. Die optimale Prioritätenreihung ist
daher nicht unabhängig vom realisierten Mix der
Abfallströme. Die Idee einer fix vorgegebenen
Abfallhierarchie ist daher irrig. Abwegig ist auch die
Vorstellung, die Abfallhierarchie gelte unabhängig
von regionalen bzw. geographischen Voraussetzun-

gen. Sowohl finanzielle als auch Umweltkosten sind
nicht unabhängig von der Standortsituation (Pearce,
2005). 

Die Abfallhierarchie impliziert drei empirisch zu
überprüfende Thesen: 

These 1: Die Vermeidung ist besser als alle Ent-
sorgungsprozesse. 

These 2: Recycling ist besser als Beseitigung
(Verbrennung oder Deponierung).

These 3: Verbrennung ist besser als Deponierung.

Das wichtigste empirische Prüfwerkzeug der Wirt-
schaftswissenschaften ist die Kosten-Nutzen-Analy-
se (KNA). Diese hat bekanntlich ihre methodischen
Probleme, insbesondere im Bereich der Monetarisie-
rung externer Effekte7). Trotzdem gibt es keine
Methode, die an die Informationskraft einer hand-
werklich sauber gemachten Kosten-Nutzen-Analyse
und an ihre potentielle Rolle in der Politikberatung
heranreicht. Man sollte nur nicht davon ausgehen,
dass mit einer noch so konsequent durchgeführten
KNA die Frage der relativen Vorteilhaftigkeit abfall-
wirtschaftlicher Prozesse in jedem Fall eindeutig
beantwortet werden kann. Abfallwirtschaftssysteme
sind so komplex, dass eine eindeutige Charakterisie-
rung von Kosten und Nutzen einzelner Prozesse oft
sehr schwer fällt. Es sind auf allen Ebenen von der
Müllentstehung über die Müllsammlung bis zu den
Entsorgungsprozessen sehr viele unterschiedliche
Variablen zu berücksichtigen. Wenn aber eine KNA
zu einer eindeutigen Ranfolge der Alternativen
kommt, dann sollte dies als Ausgangspunkt für eine
weitere vertiefende Diskussion genutzt werden. Es
gilt dann, die KNA-Ergebnisse entweder zu hinter-
fragen und gegebenenfalls mittels alternativer
Methoden und Werkzeuge nachvollziehbare Gegen-
entwürfe vorzulegen oder aber weitere Belege für
die „Richtigkeit“ der Ergebnisse zu sammeln. In
jedem Fall kann eine methodisch einwandfrei
gemachte KNA ein wichtiger Startpunkt für die
Diskussion um abfallpolitische Szenarien sein.

KNA bzw. nicht gemachte KNA zu den drei Thesen
lassen derzeit folgende Schlussfolgerungen oder
Vermutungen zu: These 1 kann nicht widerlegt wer-
den, weil die sozialen Grenzkosten der Vermeidung
bisher kaum untersucht sind. Es gibt derzeit keine
empirischen Anhaltspunkte zur Falsifizierung der
These 1. These 2 wird durch die Gesamtschau einer
Vielzahl von Kosten-Nutzen-Analysen dazu weder
eindeutig verworfen noch bestätigt. Es gibt KNA-
Ergebnisse, die dafür sprechen und solche die dage-
gen sprechen. Die Vorzugswürdigkeit des Recycling
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hängt wesentlich vom jeweiligen Abfallmaterial und
von Dichtevorteilen ab (Pearce, 2005). 

Zu These 3 liefern Dijkgraaf und Vollebergh (2005)
einen Überblick über KNA aus verschiedenen Län-
dern. Die Mehrheit der KNA zeigt überraschend
zumeist volkswirtschaftliche Vorteile der Deponie-
rung gegenüber der Verbrennung. Die Studien wei-
sen aber zum Teil erhebliche Mängel auf: Nur weni-
ge der Studien sind in entsprechenden internationa-
len referierten wissenschaftlichen Zeitschriften
publiziert. Bei einem Großteil der Studien ist daher
fraglich, ob überhaupt eine externe wissenschaftli-
che Kontrolle stattgefunden hat. Bei manchen Stu-
dien sind die Verfahren zur Monetarisierung der
Emissionen (die Berechnungen der Schattenpreise)
nicht nachvollziehbar. Einige Studien verzichten
ohne nähere Begründung auf die Diskontierung
zukünftiger Schäden und kaum eine Studie geht
näher auf die lokalen und nationalen Besonderheiten
ein, die einer Verallgemeinerung der Ergebnisse
möglicherweise entgegenstehen könnten. Kritisiert
wird auch, dass die Nutzen der Deponierung etwa in
Form der Energiegewinnung aus Methan oft nicht
klar herausgearbeitet wurden und dass die Nutzen
der Verbrennung in jenen Fällen überbewertet sein
könnten, in denen allein die Energiegewinnung aus
Kohle als Referenzsystem herangezogen wird. Wür-
den anstatt von Kohlekraftwerken Gas- oder Wasser-
kraftwerke substituiert, dann seien die eingesparten
Umweltkosten wesentlich geringer.

Die OECD sieht grundsätzlich erhebliche Probleme
in der Erfassung der privaten und externen Kosten
der unterschiedlichen abfallwirtschaftlichen Optio-
nen (OECD, 2006, Annex 3). Im Bereich der priva-
ten Finanzierungskosten wird oft übersehen, dass
diese auch davon abhängen, wer Eigentümer der
Entsorgungsanlagen ist, welche Art von Verträgen
zwischen Gemeinden und Entsorgern bestehen, wie
die mittel- bis langfristigen Projektrisiken aufgeteilt
werden, ob lokal oder regional Monopolmacht vor-
handen ist oder nicht und wie sich Umweltregulie-
rungen (z.B. Deponiesteuern) auswirken. All diese
Faktoren können zu erheblich differierenden priva-
ten Finanzierungskosten der einzelnen abfallwirt-
schaftlichen Prozesse sowohl zwischen als auch
innerhalb von Ländern führen.

Noch stärker wiegt die Unsicherheit bei der Charak-
terisierung und Messung der externen Kosten und
Nutzen abfallwirtschaftlicher Optionen. Dies betrifft
etwa die Berücksichtigung von Schadstoffen. Die
Reihe der in den Studien berücksichtigen Schadstof-
fe hat mit der Zeit erheblich zugenommen. Aller-
dings sind die mit vielen der unterschiedlichen

Schadstoffe verbundenen Umwelt- und Gesund-
heitskosten der Höhe nach sehr unsicher bzw. noch
wenig untersucht. Langfristige Wirkungen einzelner
Schadstoffe werden aufgrund der hohen Unsicher-
heit kaum thematisiert. Des Weiteren ist zu beobach-
ten, dass sich die Rangfolge der Bedeutung der
Schadstoffe mit der Zeit geändert hat. Beispiels-
weise haben klimaschädliche Gase sukzessive auf
Kosten anderer Emissionen an Bedeutung gewon-
nen. Die meisten Studien konzentrieren sich in der
Bewertung der externen Umwelteffekte auf die
Monetarisierung von Luftschadstoffemissionen, die
Problematik der Wasserverschmutzung, etwa im
Zusammenhang mit Deponien, wird dagegen kaum
thematisiert. 

Eshet et al. (2006) liefern einen wertvollen Über-
blick über Studien, die sich mit den sozialen Kosten
der Externalitäten der Deponierung und der Verbren-
nung beschäftigen. Ihre Analyse beschränkt sich auf
Studien, die nach 1990 publiziert wurden. Die Auto-
ren betonen die hohe Unsicherheit, die mit der Quan-
tifizierung und Bewertung der abfallwirtschaftlichen
Externalitäten verbunden sind. Die geschätzten
Kosten der Externalitäten hängen dabei nicht nur
von der Datenlage sondern auch von den angewand-
ten Schätzmethoden und –techniken ab. Von Ökono-
men entwickelte Techniken basieren großteils auf
wohlfahrtstheoretischen Überlegungen, wonach eine
optimale Resourcenallokation zur Maximierung der
individuellen oder sozialen Wohlfahrt beitragen soll.
Unterschieden werden dabei direkte und indirekte
Bewertungsmethoden. Bei direkten Methoden wer-
den betroffene Personen entweder nach ihrer Zah-
lungsbereitschaft für die Nutzen oder vermiedenen
Kosten einer abfallwirtschaftlichen Maßnahme
befragt oder sie werden aufgefordert, im Hinblick
auf bestimmte hypothetische Situationen, unter
Alternativen zu wählen, Alternativen zu reihen oder
Alternativen zu bewerten. Indirekte Methoden gehen
davon aus, dass die Individuen Präferenzen und
implizite Bewertungen von Externalitäten indirekt
über den Kauf von marktgängigen Gütern und
Dienstleistungen, die in bestimmter Substitutions-
oder Komplementaritätsbeziehung zu Umweltgütern
stehen, offenbaren. Beispielsweise wird angenom-
men, dass Immobilienpreise auf die Umweltqualität
der Umgebung reagieren und dass der Anteil der
Umweltqualität am Gesamtkaufpreis der Immobilie
aus diesem mittels statistischer Methoden extrahiert
werden kann. Über die Variation der Umweltqualitä-
ten und die damit verbundene Variation der Immobi-
lienpreise gelangt man dann zu einer Bewertung der
Umweltgüter. 
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In der Praxis spielen Expertenschätzungen, die auch eine Form der indirekten Bewertung darstellen, oft eine
größere Rolle als ökonomische Bewertungsmethoden. Aufgrund der hohen Datenerfordernisse und der Kom-
plexität ökonomischer Bewertung, aber auch aufgrund der manchmal zweifelhaften Aussagekraft von Befra-
gungen, überläßt man die Bewertung von Umweltschäden sehr oft dem Wissen, der Erfahrung und der Intui-
tion von Experten unterschiedlicher Profession. Diese schätzen die Kosten der Sanierung, der Wiederherstel-
lung und des Ersatzes von geschädigten Umweltgütern oder die Kosten der Vermeidung von Schäden. Bei der
Kontrollkostenmethode, beispielsweise, werden die Kosten einer Regulierung geschätzt, welche dazu führt,
dass ein Schaden vermieden wird. Der so erlangte Wert bildet eine Untergrenze für die Zahlungsbereitschaft
vermiedener Umweltschäden. Die Sanierungskostenmethode, andererseits, geht davon aus, dass die Kosten
der Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands nach Schadenseintritt die Untergrenze für den zu bewer-
tenden Umweltschaden darstellt. 

Abbildung 1 gibt einen Überblick über die monetären Bewertungsmethoden und -techniken. Im Zentrum aller
Methoden steht die sogenannte Dose-Response Funktion, mit deren Hilfe eine physikalische Beziehung zwi-
schen Schadstoffen und ihrer Wirkung auf maßgebliche Rezeptoren (Empfänger) definiert wird. Die daraus
gewonnen Daten sind wichtige Inputs für die meisten Bewertungstechniken. Einen pragmatischen Ansatz
stellt die Übertragung von Schätzwerten dar, in der US-amerikanischen Literatur bezeichnet als benefit trans-
fer. Hierbei geht es darum, dass in Fällen, in denen aufgrund der Komplexität und/oder der hohen Kosten der
Externalitätenbewertung für bestimmte Entscheidungen keine monetären Anhaltspunkte vorliegen, ermittelte
Schätzwerte für nicht marktgängige Güter von einem Studienort auf einen räumlich und/oder zeitlich unter-
schiedlichen Politikort übertragen werden. Das spart Kosten und Zeit, ist aber mit zusätzlichen Unsicherhei-
ten verbunden8).

Abbildung 1: Monetäre Bewertungsmethoden und Techniken

Quelle: Eshet et al. (2006); eigene Übersetzung
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Eine sensible methodische Frage im Zusammenhang
mit Kosten-Nutzen-Analysen betrifft die soziale
Diskontrate. Viele Kosten-Nutzen Analysen zur
Überprüfung der relativen Vorteilhaftigkeit unter-
schiedlicher abfallwirtschaftlicher Entsorgungspro-
zesse enthalten keine Diskontierung zukünftiger
Kosten und Nutzen. Dies hat bedeutende Konse-
quenzen vor allem im Zusammenhang mit Emissio-
nen die über lange Zeiträume auftreten können. Bei
einer Diskontrate von Null entscheiden die langfri-
stig wirkenden Emissionen der Deponien das KNA-
Ergebnis zugunsten der Verbrennung. Im Grunde
bedarf es unter der Vorgabe einer sozialen Diskon-
trate von Null keiner KNA-Untersuchung mehr,
wenn man im Fall der Deponierung externe Umwelt-
effekte annimmt, die Jahrtausende überdauern.
Wenn wir beispielsweise durchschnittliche jährliche
Nachsorgekosten in Höhe von 10.000€ annehmen
beläuft sich der Gegenwartswert einer über 1.000
Jahre laufenden Nachsorge auf 10 Millionen €. Bei
einer Diskontrate von 1,5% beliefe sich der Gegen-
wartswert der Nachsorge bei unendlichem Zeithori-
zont auf lediglich 667.000 €. Die Frage der Diskon-
tierung ist also ganz entscheidend für das Analyseer-
gebnis9). 

Insgesamt lassen sowohl theoretische Überlegungen
als auch die Ergebnisse aus den bisher verfügbaren
KNA zumindest Zweifel offen, dass abfallwirt-
schaftliche Prozesse   im Allgemeinen jedenfalls   in
eine eindeutige Präferenzordnung gebracht werden
können. Es ist fraglich, ob die durch die Umsetzung
der Abfallhierarchie insgesamt eingesparten
Umweltkosten die in Summe sehr hohen privaten
Kosten kompensieren können10). Die vielen unter-
schiedlichen Formen des Abfalls und die manchmal
sehr unterschiedlichen lokalen Bedingungen (wie
etwa die lokalen Umweltbedingungen und die Form
des lokal existierenden Energiesystems) stehen einer
einheitlichen Lösung in Form der Abfallhierarchie
im Grunde entgegen. 

In diesem Zusammenhang erscheint eine aktuelle
Studie von Iafolla et al. (2010) von besonderem
Interesse. Die Autoren untersuchen die Wirksamkeit
der Umweltpolitik in den EU15 im Hinblick auf die
Entwicklung der Abfallmengen und der Deponie-
rungsanteile im Zeitraum 1995 bis 2007. Die Bemü-
hungen der europäischen Umweltpolitik, einerseits
die Entwicklung der Abfallmengen zu bremsen und
gleichzeitig die Substitution der Deponierung durch
Verbrennung und Recycling voranzutreiben, haben
sich in den letzten 20 Jahren erheblich verstärkt. Es
stellt sich die berechtigte Frage, in welchem Ausmaß
dies gelungen ist. Die Ergebnisse der Studie sind

allerdings ernüchternd, zumindest wenn man den
Querschnitt der untersuchten Länder betrachtet. Der
Zusammenhang von Wirtschaftswachstum und
Wachstum der Abfallmengen ist zwar in den letzten
Jahren des Untersuchungszeitraums schwächer
geworden, von einer generellen Entkoppelung kann
jedoch keine Rede sein11). 

Ein ganz anderes Bild zeichnet sich im Zusammen-
hang mit der Deponierung ab. In den meisten Län-
dern ist ein Rückgang des Anteils der Deponierung
zu beobachten, wobei der Wendepunkt zur Mitte der
1990er Jahre erreicht wurde. Die Berechnungen zei-
gen, dass Umweltsteuern, insbesondere Deponie-
steuern, und die jeweiligen Abfallstrategien der Län-
der signifikante Auswirkungen gehabt haben. Ein
weiterer wichtiger Erklärungsfaktor war die Bevöl-
kerungsdichte, was theoretisch mit den potentiell
hohen Opportunitäts- und externen Umweltkosten
der Deponierung in dicht besiedelten Regionen
erklärt wird. Ausnahmen in der Entwicklung der
Deponieanteile stellen Spanien, die Niederlande und
Dänemark dar. Hier sind die Anteile der Deponie-
rung zuletzt wieder gestiegen, was allerdings in den
Fällen Niederlande und Dänemark vor dem Hinter-
grund einer absoluten Entkoppelung der Abfallmen-
gen vom Wirtschaftswachstum zu sehen ist. Nur in
Spanien dürfte tatsächlich eine dem Trend zur Ver-
brennung gegenläufige Entwicklung stattfinden.

5. Recycling- und
Verwertungsquoten sind
nicht effizient 

Die Vorgabe von Recycling- und Verwertungsquoten
ist seit längerem ein wichtiges Instrument zur
Durchsetzung der Abfallhierarchie in der EU. Wis-
senschaftliche Analysen zeigen allerdings, dass die
Quoten kein optimales Mittel sind, die angestrebten
Ziele zu erreichen. Sie sind es weder ökologisch
noch ökonomisch oder sozial. 

Ein ökologisches Ziel von Verwertungsquoten liegt
darin, schädliche Stoffe durch weniger schädliche
Stoffe zu ersetzen. Damit dies möglich ist, müssen
Substitutionsprozesse wirken können. Tatsächlich
aber können Verwertungsquoten Substitutionspro-
zesse be- oder ganz verhindern oder sogar in die fal-
sche Richtung lenken. Verwertungsquoten können
sowohl statisch und dynamisch Fehlanreize setzen.
Beispielsweise könnte eine Erhöhung der Recycling-
quote von Automobilen (ausgedrückt in % des
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Gewichts eines Altautos) bewirken, dass der Anteil
von Stahl gegenüber Kunststoffen zunimmt, weil
Stahlrecycling vergleichsweise billiger ist als Kunst-
stoffrecycling. Damit würden Autos wieder schwerer
werden und bei gleicher Fahrleistung höheren Treib-
stoffverbrauch und höhere Emissionen verursachen.
In dynamischer Betrachtung können Recyclingquo-
ten ökologische Produktinnovationen behindern
(Pies et al., 2005). Insgesamt ist daher der ökologi-
sche Netto-Effekt von Recyclingquoten zumindest
fraglich und hängt wesentlich von deren genauer
Ausgestaltung ab (Pies et al., 2005). 

Die volkswirtschaftlichen Nutzen des Recycling lie-
gen in der Konservierung bzw. Wiederverwendung
von Rohstoffen, in den geringeren Kosten der Müll-
entsorgung (inkl. reduzierter Umwelt- und Gesund-
heitskosten der Deponierung und Verbrennung) und
in Einsparungen bei der Restmüllsammlung. Die
volkswirtschaftlichen Kosten des Recycling liegen
in den Recycling-Sammlungskosten und den Recy-
clingprozesskosten. In der Realität sind die Samm-
lungskosten oft höher als beim Restmüll und die
Prozesskosten werden oft nicht durch die Erlöse
gedeckt (Porter 2002, 2004). Zu den volkswirt-
schaftlichen Nutzen des Recycling zählen ferner die
geringeren externen Umweltkosten im Vergleich zur
Primärrohstoffgewinnung, wobei hier allerdings
räumliche Umverteilungseffekte stattfinden weil die
Primärrohstoffgewinnung normalerweise woanders
stattfindet12). 

Ein Hauptproblem des Recycling ist, dass die Märk-
te für Recycling-Produkte starken Schwankungen
von Angebot, Nachfrage und Preisen unterliegen.
Ein anderes ist, dass die Haushalte über die Gestal-
tung der Restmüllgebühren keine entsprechenden
Anreize zur Mülltrennung vermittelt bekommen.
Freiwillige Mülltrennaktivitäten in den Haushalten
werden unterlaufen, wenn bekannt wird, dass der
getrennte Müll später wieder vereinigt und verbrannt
wird. 

Ökonomisch betrachtet sind Recycling-Quoten
weder zur Kompensation von Marktversagen auf
vorgelagerten Märkten (Rohstoffmärkten) noch zur
Erreichung abfallwirtschaftlicher Ziele optimal
geeignet. Die Quote ist ein Mengeninstrument und
zwingt Unternehmen mit unterschiedlichen Kosten-
strukturen zu ineffizienten Maßnahmen. Das Instru-
ment der Quote lässt keine Reaktionen aufgrund
unterschiedlicher privater Grenzkosten zu, weil es
die dazu erforderlichen Anpassungshandlungen
blockiert. Noch schädlicher aber sind Quoten in
dynamischer Hinsicht, weil sie vermutlich Innova-
tionsanreize verringern oder sogar zu ungünstigen

Technologiepfaden führen können, indem in die eine
Technologie zu viel und in die andere zuwenig inve-
stiert wird. Zu den höheren Anpassungskosten auf-
grund unterschiedlicher privater Grenzkosten kom-
men dann möglicherweise noch Manipulationsko-
sten, etwa in Form von Korruption (wer kontrolliert
die Einhaltung der Quote?) oder Umweltkosten
(höhere externe Kosten zugunsten der Sicherung von
Arbeitsplätzen). Preisinstrumente sind weniger
anfällig für Manipulation (Pies et al., 2005). 

Die sozialen Grenzkosten des Recyclings nehmen
mit der Bevölkerungsdichte aufgrund von Dichte-
vorteilen ab. Volkswirtschaftlich effizient wäre es
daher, wenn die Recycling-Quoten mit der Bevölke-
rungsdichte steigen. Die meisten Bundesstaaten der
USA setzen auf Recycling-Quoten. Untersuchungen
zeigen allerdings, dass die Recyclingziele der
Bundesstaaten weitgehend unabhängig von der
Bevölkerungsdichte sind. Zudem besteht kaum ein
Zusammenhang zwischen den gesteckten Zielen und
den tatsächlich erreichten Quoten (Porter, 2005). 

Wenn die Recycling-Quoten nicht mit den zugrunde-
liegenden Kostenbedingungen des Recyclings korre-
spondieren entstehen Wohlfahrtsverluste13). Preisli-
che Instrumente (Subventionen, Steuern, Gebühren)
könnten dagegen so eingesetzt werden, dass in dich-
teren Regionen mit geringeren Recyclinggrenzko-
sten mehr als durchschnittlich recycelt wird, wäh-
rend in weniger dicht besiedelten Regionen mit
höheren Recyclinggrenzkosten weniger recycelt
wird. Preisliche Instrumente würden aber auch dazu
führen, dass Unternehmen die Wahl von Verpak-
kungsmaterialien volkswirtschaftlich effizienter tref-
fen. 

Drei Instrumente, die zu volkswirtschaftlich effi-
zienterem Recycling führen könnten, wären vorge-
zogene Entsorgungsgebühren („Advanced Disposal
Fees“; ADF) für Verpackungen, Deponiesteuern und
Restmüllgebühren, die sich an den Grenzkosten der
Restmüllerzeugung orientieren. Die Höhe der ADF
sollte sich an den Recycling-Kosten der jeweiligen
Materialen orientieren, damit die externen sozialen
Kosten der Verpackungsmaterialien internalisiert
werden. Vorgezogene Entsorgungsgebühren in opti-
maler Höhe garantieren, dass die Unternehmen Ver-
packungsmaterialien in volkswirtschaftlich effizien-
ter Weise auswählen. Eine Deponieabgabe sollte
sich an den externen Netto-Kosten der Deponie
orientieren. Diese Abgabe würde an die Abfallerzeu-
ger- und -besitzer überwälzt werden und dadurch zu
Abfallvermeidung, -wiederverwendung und -recy-
cling beitragen (Porter, 2005).
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Die Restmüllgebühren sollten sich optimaler Weise
an den Zusatzkosten von Verbrennung oder Depo-
nierung gegenüber den Netto-Kosten des Recycling
orientieren. Eine solche Gebühr würde den Haushal-
ten jene Kosten aufbürden, die sie im Abfallsystem
dadurch verursachen, dass sie den Müll nicht in opti-
maler Weise trennen. Eine solche Gebühr ist aller-
dings unrealistisch wenn die Möglichkeit der illega-
len Entsorgung besteht, wenn die administrativen
und Kontrollkosten zu hoch sind oder wenn Vertei-
lungsaspekte eine Rolle spielen. Außerdem käme es
durch eine solche Gebühr zu Trittbrettfahrerverhal-
ten in den Mehrfamilienhausanlagen, wo die Abfall-
trennung generell ein öffentliches Gut-Problem dar-
stellt. 

Es stellt sich die Frage, warum Quoten ein so belieb-
tes Instrument sind. Porter (2005) führt das im
Wesentlichen auf vier Ursachen zurück: 1.) Quoten
sind als Instrument am leichtesten einsetzbar. Man
erspart sich dabei in der Regel aufwendige empiri-
sche Untersuchungen zur Höhe sozialer Grenznut-
zen- und Grenzkosten, optimaler Preise und optima-
ler Gebühren. 2.) Quoten sind Mengeninstrumente
und werden als solche generell leichter verstanden
als Preisinstrumente. Die Forderung, die Recycling-
Rate um einen bestimmten Prozentsatz zu erhöhen,
wird sofort verstanden, während eine Erhöhung der
Restmüllgebühr um einen bestimmten Prozentsatz
nicht unbedingt mit abfallwirtschaftlichen Zielen in
Verbindung gebracht wird. 3.) Von vielen wird
bezweifelt, dass der Preishebel in der Abfallwirt-
schaft überhaupt funktioniert. D.h. es wird ange-
nommen, dass die Preiselastizitäten bei Haushalten
und Unternehmen so gering sind, dass Preiserhöhun-
gen sehr stark sein müssten, damit überhaupt eine
Reaktion einsetzt. 4.) Jedes Mengeninstrument ist
geeignet dazu, die Kosten (und die Nutzen) einer
Politik zu verbergen. Niemandem wird explizit ein
höherer Preis oder eine höhere Steuer auferlegt.
Damit sind die Widerstände gegen die Verfolgung
bestimmter Ziele wesentlich geringer. 

Um hier nicht falsch verstanden zu werden: Auch
wenn sich das Recycling heute für viele Stoffe noch
nicht wirklich rentiert, weil die Preise der Primär-
rohstoffe aus verschiedensten Gründen auch in Spit-
zenzeiten weit unter den Recyclingkosten liegen,
kann eine Forcierung des Recyclings auch heute
schon Sinn machen. Dies zum einen, weil die exter-
nen Kosten der Primärrohstoffgewinnung nicht rich-
tig in den Preisen einkalkuliert sind, zum zweiten,
weil manche Rohstoffe offenbar knapp werden und
Substitutionsmöglichkeiten unsicher sind, und zum
dritten, weil in der Recycling-Industrie, wie in jeder

Industrie, Lernprozesse stattfinden, die langfristig zu
besseren Technologien führen können. Ohne lear-
ning by doing müssten wir viel länger auf Innovatio-
nen warten. Kritisieren muß man aus volkswirt-
schaftlicher Sicht nur, dass das Recycling vorwie-
gend über Mengeninstrumente forciert wird. Interna-
tional ist allerdings zu beobachten, dass preisliche
Instrumente wie vorgezogene Entsorgungsgebühren
in den letzten Jahren vermehrt eingeführt werden14).

6. Herstellerverantwortung und
Produktdesign

Der Grundsatz der erweiterten Herstellerverantwor-
tung in der EU-Abfallrahmenrichtlinie soll den Mit-
gliedstaaten als Handlungsanleitung dienen.
Zugleich bekräftigt die Verankerung der "Extended
Producer Responsibility (EPR)" die Einbindung des
Verursacherprinzips in das europäische Abfallrecht,
wie es bereits in den Produktrichtlinien für Automo-
bile, Batterien, Elektro- und Elektronikgeräte
geschehen ist. Die Formulierungen zur ESP in der
Richtlinie sind sehr allgemein gehalten und lassen
den Mitgliedstaaten einigen Spielraum bei der
Umsetzung.

Grundsätzlich ist EPR auch aus ökonomischer Sicht
ein geeignetes Instrument, um dem Marktversagen
auf den Abfallmärkten entgegenzutreten. Die Her-
steller haben entsprechendes produktspezifisches
Wissen, sie haben am ehesten die erforderlichen
Informationen und sie haben bei entsprechenden
Voraussetzungen auch die Anreize, um bei der Her-
stellung von Produkten möglichst ressourcenscho-
nend zu produzieren und zur Abfallvermeidung bei-
zutragen. Zur Umsetzung der Herstellerverantwor-
tung gibt es allerdings eine ganze Palette von Optio-
nen, die sehr unterschiedlich wirken. Die meisten
Maßnahmen und Initiativen bisher zielen auf die
nachsorgende Produzentenverantwortung und
betreffen oft nur einen sehr begrenzten Teil der Post-
Consumer-Abfälle. Die großen Effekte bei den
wichtigen biogenen Abfällen und bei Altpapier und
bei Baurestmassen stehen noch aus. 2/3 der ökologi-
schen Gesamtbelastung entsteht zudem bei der Her-
stellung der Produkte, die später zu Post-Consumer-
Abfällen werden. Die entsorgungsbezogene und die
nutzungsbedingte Belastung betragen zusammen nur
rund 10% bzw. 20% (Kopytziok, 2005). Solange
also nachhaltige Produktionsmuster und nachhaltige
Konsummuster ausbleiben, werden die gewünschten
Wirkungen einer erweiterten Herstellerverantwor-
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tung weitgehend ausbleiben. Im Gegenteil, die
Weiterentwicklung abfallwirtschaftlicher Verfahren
und die Umsetzung der nachsorgenden Produzenten-
verantwortung können letztlich sogar zu Rebound-
Effekten15) führen, mit unerwünschten Wirkungen
auf Umwelt und Gesundheit (Kopytziok, 2005).

Die größte Hebelwirkung der Herstellerverantwor-
tung wäre wegen des hohen Anteils an der ökologi-
schen Gesamtbelastung im Herstellungsprozess, d.h.
bei Änderungen in den Produkteigenschaften und
den Produkt-Designs zu erwarten. Abfallwirtschaft-
liche Regulierungen und generell abfallwirtschaftli-
che Maßnahmen, die in diese Richtung weisen, sind
allerdings ökonomisch noch wenig untersucht. Es
gibt jedoch Erfahrungen mit den Wirkungen von
Regulierung auf Innovation in anderen Bereichen,
wodurch sich einige Prinzipien ableiten bzw. Aussa-
gen machen lassen. Der grundlegende Unterschied
zu anderen Problembereichen der Abfallpolitik liegt
darin, dass hier ökonomische Prozesse und Anreize
eine noch größere Rolle spielen. 

Die OECD hat die Frage untersucht und kommt zu
folgenden Ergebnissen (OECD, 2004): 

- Produkte werden ständig neu designed. Es geht
also aus abfallpolitischer Sicht nicht um die
Induktion neuer Designs, sondern um die Verän-
derung der Designpfade in Richtung geringerer
Abfallintensität.

- Man muss zwischen langlebigen Gütern und Ver-
brauchswaren und Verpackungen unterscheiden.
Bei letzteren geht es in erster Linie um die Ver-
meidung zu kleiner Gebinde und um den Einsatz
leichterer und/oder leichter reziklierbarer Materi-
alien. Bei langlebigen Gütern werden nur radika-
lere Innovationen bzw. vollständig neue Designs
zur Erreichung abfallwirtschaftlicher Ziele füh-
ren.

- Innovation braucht klare rechtliche Rahmenbedin-
gungen. Widersprüchliche Ziele oder Subziele
sind innovationsfeindlich. Wenn sich Ziele oder
Vorgaben widersprechen, müssen eindeutige
Rangordnungen definiert werden.

- Steuern und Abgaben sind innovationsfreundlicher
als (Mindest)Standards. Sind Standards einmal
erreicht, fehlt der Anreiz für weitere Innovation. 

- Eine Erhöhung der Innovationsanreize ist in man-
chen Fällen nur mit höheren administrativen
Kosten zu erreichen. Beispiel: Eine Gebühr für
Verpackungen sollte das Gewicht und das ver-
wendete Material berücksichtigen.

- Kollektive Sammelsysteme können Innovationen
fördern, wenn (1) die finanziellen Anreize richtig
gesetzt sind und wenn (2) dadurch kooperative
Forschung und Entwicklung umgesetzt wird, was
die Innovationskosten reduziert. 

- Herstellerbezogene Maßnahmen sollten durch
Konsumentenbezogene Maßnahmen ergänzt wer-
den. Weiche Maßnahmen, wie verbesserte Infor-
mationen, sind aber wahrscheinlich zu wenig.
Den Konsumenten sollte der Abfallgehalt ihrer
Konsumentscheidungen über entsprechende
Gebühren deutlich gemacht werden.

- Entscheidungen über das Produktdesign fallen auf
der Marktebene. Diese kann je nach Produkt in
räumlicher Betrachtung regional bis zu global
sein. Darauf ist auch abfallwirtschaftliche Regu-
lierung einzustellen. Sie kann nicht an nationalen
Grenzen enden, wenn es um globale Produkte
geht. Große Länder haben hier aufgrund der grö-
ßeren Märkte allerdings einen Vorteil.

Margaret Walls (2006) schließt ihre Untersuchung
zu EPR und Produkt Design mit der Feststellung,
dass die Erfolge abfallwirtschaftlicher Regulierung
in Richtung neue, ressourcenschonende Produktei-
genschaften bisher eher gering seien. Kleine Erfolge
seien durch Rücknahmeverpflichtungen und Recy-
clingstandards erzielt worden, diese wären aber aus
ihrer Sicht über Steuer- und Subventionslösungen
kostengünstiger zu erreichen gewesen. Außerdem
sei nicht zu erwarten, dass sich mit den bisher ange-
wandten Instrumentarien komplexere ökologische
Designs in relevanten Ausmaßen durchsetzen wer-
den. Auch würden kollektive Sammelsysteme bisher
wenig Anreize dazu bieten. Andererseits sind Regu-
lierungen, die direkt auf das Design einwirken, ver-
mutlich sehr teuer, schwer zu implementieren und
schwer zu kontrollieren.

Die Studie von Beyer und Kopytziok (Ecologic
2005) kommt zu ähnlichen Schlußfolgerungen.
Nachsorgende Maßnahmen der Produzentenverant-
wortung wie Rücknahmepflichten und Verwertungs-
quoten sind kostspielig. Sie erhöhen die Entsor-
gungskosten wegen der höheren Kosten der
Getrenntsammlung. Dazu kommt, dass die Herstel-
ler wahrscheinlich einen großen Teil der Kosten der
Rücknahmeverpflichtungen über die Preise an die
Verbraucher weitergeben. Vorsorgende Maßnahmen
wären im Vergleich volkswirtschaftlich günstiger,
weil die Hersteller weniger Rohstoffe verbrauchen
und Transport- und Lagerkosten einsparen und die
öffentliche Hand weniger Abfall entsorgen muss. Im
Fall von Fördermaßnahmen für entsprechende Pro-
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jekte würden allerdings teilweise Kosten beim Staat
entstehen. Beyer und Kopytziok schlagen daher
unter anderem eine weitere Ökologisierung des
Steuersystems, insbesondere die Einführung von
weiteren Umweltabgaben auf die Beseitigung
bestimmter post consumer Abfälle vor. 

7. Regulierung und Wettbewerb
in der Abfallwirtschaft

Abgesehen von den allgemeinen abfallwirtschaft-
lichen Leitlinien und den Hauptinstrumenten und
Grundsätzen wie Recyclingquoten und Hersteller-
verantwortung wirken auch spezifische abfallwirt-
schaftliche Regulierungen und Maßnahmen auf den
Wettbewerb zwischen den Entsorgungsprozessen,
indem sie die relativen Kosten bzw. Preise der Pro-
zesse beeinflussen. In dem Zusammenhang spielt
vor allem die Entscheidung über den Bau von Ver-
wertungsanlagen eine große Rolle. Der Bau dieser
Anlagen erfordert erhebliche finanzielle Mittel und
ist mit versunkenen Kosten verbunden. Dies führt zu
Irreversibilitäten und Lock-in-Effekten16). Verbren-
nungsanlagen beispielsweise arbeiten zumeist nur
unter Vollauslastung wirtschaftlich – und dies kann
Wirkungen auf das gesamte Abfallregime einer
Region haben. Die Forderung nach Vollauslastung
bei sinkenden Abfallvolumina kann weitere Regulie-
rungen implizieren, wie etwa einen erweiterten
Andienungszwang. Dies ist im Nachhinein durchaus
verständlich, ex ante aber wären möglicherweise
andere, flexiblere Lösungen volkswirtschaftlich vor-
teilhafter gewesen. 

Die Bedingung der Vollauslastung verschärft auch
den Wettbewerb mit anderen Entsorgern im
Umkreis. Es kann insgesamt zu höheren Kosten
kommen, beispielsweise aufgrund zunehmender
Transportkosten. Auch stehen Kosteneinsparungen
in den Verbrennungsanlagen Kostensteigerungen bei
anderen Entsorgern gegenüber. Dies ist zwar keine
ungewöhnliche Erscheinung auf Konkurrenzmärk-
ten, aber sie ist anders zu beurteilen, wenn sie durch
Regulierungsmaßnahmen ausgelöst werden, die
vielleicht nicht die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt
sondern nur einzelwirtschaftliche Kalküle im Auge
haben. 

Bemerkenswert ist in dem Zusammenhang, dass die
EU-Rahmenrichtlinie den Mitgliedstaaten die Mög-
lichkeit gibt, die Abfalleinfuhr zu untersagen, wenn
dadurch inländische Anlagenkapazitäten überlastet
und inländische Abfälle beseitigt werden müssten.
Eine solche Regelung käme einem Kontrahierungs-

zwang der inländischen Entsorger für inländischen
Abfall gleich. Dies entspricht dem europarechtlichen
Prinzip der „Nähe“ und dem Ziel der Entsorgungs-
autarkie. Volkswirtschaftlich problematisch daran
ist, dass sich die Zulässigkeit einer Verbringung des
Abfalls nicht mehr an einer wirtschaftlichen
Betrachtung des Transports und der vorgesehenen
Entsorgungsmaßnahme orientiert. Es hat den
Anschein, als wolle man mit solchen Regelungen
nicht nur der Scheinverwertung17), sondern zugleich
auch anderen Umweltproblemen, etwa den volks-
wirtschaftlich betrachtet zu geringen Transportko-
sten, entgegentreten. Diese wären aber besser durch
geeignete direkt wirkende Maßnahmen, wie Road-
Pricing oder höhere Treibstoffsteuern, zu bekämp-
fen. Auch sollte eine wie immer definierte Entsor-
gungsautarkie nicht an Staatsgrenzen ansetzen, son-
dern an funktionell räumlich zusammengehörigen
Regionen. 

Generell ist ein System mit Andienungspflichten und
kleinräumig strukturierter Entsorgungsautarkie ver-
mutlich nicht effizient. Die Erreichung einer optima-
len Konzentration von Entsorgungsanlagen wäre
auch bei einem Wettbewerb in den Entsorgungs-
märkten vorstellbar. Bei geeigneten Rahmenbedin-
gungen (ökologische Standards, Lizenzen, Gefah-
renrückstellungen, Einzahlungen in einen Anlagen-
sicherungsfonds, Pflicht zum Abschluss eines Ent-
sorgungsvertrages für Abfallerzeuger und -besitzer)
könnte Wettbewerb die Kosten einer umweltgerech-
ten Entsorgung senken und die Innovationsanreize
erhöhen. Voraussetzung wäre eine staatlich kontrol-
lierte Zulassung und Überwachung der Entsorgungs-
anlagen, eine staatliche Ausweisung von geeigneten
Standorten für Abfallvorbehandlung und -ablage-
rung und eine lückenlose Verfolgung des Verbleibs
von Abfällen (Monopolkommission, 2003). Wenn
die Dichtevorteile in der Sammlung und im Trans-
port so hoch sind, dass die dadurch begründeten Ska-
len- und Verbundvorteile einen Wettbewerb im
Markt ausschließen, könnte ein Wettbewerb um den
Markt (Ausschreibungswettbewerb) organisiert wer-
den. Dabei sollte, mit Ausnahme der Agglomera-
tionsräume, die Abfallentsorgung als Ganzes ausge-
schrieben und es sollten ökologische Kriterien in der
Ausschreibung berücksichtigt werden. 

Jüngere Untersuchungen zeigen, dass die Skalener-
träge in der Müllsammlung bei 20.000 bis 50.000
Einwohnern ausgeschöpft sind (Bel und Warner,
2008). Das würde bedeuten, dass in größeren Agglo-
merationen Wettbewerb im Markt der Müllsamm-
lung durchaus stattfinden könnte. Außerdem zeigen
die jüngeren Untersuchungen, dass Kostensenkungs-
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potentiale nicht primär durch Privatisierung ausge-
schöpft werden, sondern vielmehr von der Organisa-
tion des Marktes abhängen18). Privatisierung führt
entweder überhaupt nicht19) oder nur kurzfristig20)

zu Kosteneinsparungen. In einer Untersuchung für
115 Schwedischen Städten wurden sogar um durch-
schnittlich 6% niedrigere Kosten der öffentlichen
Müllsammler gegenüber privaten nachgewiesen
(Ohlsson, 2003). In jüngerer Zeit haben nur Reeves
und Barrow (2000) für 48 Gemeinden in Irland
kostensenkende Wirkung der Privatisierung festge-
stellt. Die Schlussfolgerung aus den meisten Studien
ist, dass in den kleineren Städten und Gemeinden ein
Wettbewerb um den Markt, d.h. ein Ausschreibungs-
wettbewerb am ehesten zu Effizienzverbesserungen
führt21). Eine hohe Unternehmenskonzentration
(wenige regionale Unternehmen) und die Abwesen-
heit von Konkurrenzdruck, ob durch potentiellen
Markteintritt oder über Ausschreibungen, sind
jedenfalls effizienzfeindlich.

8. Schlussbemerkungen 

In einem kurzen Aufsatz die ganze Komplexität
abfallwirtschaftlicher Regulierung in einer volks-
wirtschaftlichen Betrachtung einzufangen, das ist
unmöglich. Viele Problemkreise konnten hier nicht
behandelt oder nur kurz angesprochen werden, wie
etwa das Verhältnis zwischen öffentlichen und priva-
ten Müllentsorgern, die Frage der gemeinsamen
Sammlung von Haushalts- und Gewerbeabfällen, die
Frage der volkswirtschaftlich richtigen Ausgestal-
tung der Müllgebühren oder die Frage der optimalen
Sicherstellung für Deponien. Die Abfallwirtschaft
hat heute sehr viele Schaltstellen. Zur zunehmenden
Komplexität der Beziehungen zwischen den sich
immer stärker ausdifferenzierenden vertikalen Pro-
zessebenen kommt die zunehmende Komplexität der
horizontalen Beziehungen innerhalb der Ebenen.
Heute ist die Abfallwirtschaft gekennzeichnet durch
einen komplexen Mix aus öffentlichen und privaten
Interessen, aus privater Konkurrenzwirtschaft und
kommunalen Angeboten, aus abfallwirtschaftlichen
Zielvorstellungen und privatem ökonomischen Kal-
kül, aus der Last der Entsorgung und dem Wider-
streit alternativer Verwertungsinteressen.

Eine besondere Herausforderung stellt der Lebens-
zyklusgedanke in der Abfallpolitik dar. Das Ziel
abfallwirtschaftlicher Regulierung, schon bei der
Produktentstehung anzusetzen und durch entspre-
chende Regelungen und Maßnahmen zur Abfallver-
meidung und Ressourcenschonung beizutragen,

macht die Abfallpolitik zu einem so umfassenden
und integrativen Projekt, dass fast alle Bereiche der
Wirtschaft und Gesellschaft davon betroffen sein
könnten. Zum wichtigsten Zielobjekt wird nunmehr
nicht mehr der Abfall, sondern der Abfall, der nicht
entsteht, der Nicht-Abfall gewissermaßen. Hier
allerdings sind die abfallwirtschaftlichen Regulie-
rungen bisher am schwersten zu fassen, weil wir
noch relativ wenig über ihre Ausgestaltung und ihre
Wirkungen in Hinblick auf die angestrebte Abfall-
vermeidung und die damit verbundenen volkswirt-
schaftlichen Folgen wissen. 

Vor uns steht eine Zeit des trial and error, Instru-
mente und Maßnahmen müssen auf ihre Vorteilhaf-
tigkeit getestet werden. Aus ökonomischer Sicht ist
dabei zu beklagen, dass marktliche Regulierungsin-
strumente, wie Steuern, Subventionen, Zertifikate
usw. gegenüber Instrumenten des command and
order zu wenig diskutiert werden. In der Vergangen-
heit haben Gebote, Verbote und Verpflichtungen zu
Verbesserungen im Entsorgungsbereich geführt.
Diese Instrumente werden leichter verstanden und
waren vielleicht auch deshalb einigermaßen erfolg-
reich, weil die Verfassung der Entsorgungswirtschaft
eine andere war als heute. Ökonomen bezweifeln
allerdings, dass die ökologischen Ziele und generell
die Ziele der Nachhaltigkeit mit command and order
zu den geringsten Kosten erreicht wurden. Dies wird
wahrscheinlich noch weniger für die Zukunft gelten.
Insbesondere wird dies dann nicht gelten, wenn öko-
nomische Anreize immer stärker im Zentrum der
Überlegungen stehen, wie dies mit Sicherheit im
Bereich des ökologischen Produktdesigns der Fall
ist. 
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1) Wertschöpfung und Beschäftigung in der Abfallwirtschaft
sind allerdings aus wachstumspolitischer Sicht von Interesse
wenn daraus sektorspezifische Innovationen, Technologieex-
port und Know-how-Transfer hervor gehen, die langfristig
hierzulande zur Einkommensentstehung beitragen. 

2) Ein solches Benchmarking (in der Regulierungstheorie als
„yardstick competition“ bezeichnet), bedürfte allerdings der
dazu notwendigen Institutionen, möglicherweise sogar einer
sektorspezifischen Regulierungsbehörde.

3) Laut Rechnungshof (2007) ist die Wirtschaftlichkeit bei
mechanisch-biologischen Anlagen erst ab einer Kapazität von
80.000 Tonnen/Jahr und die Wirtschaftlichkeit von Verbren-
nungsanlagen mit Rostfeuerung erst ab einer Kapazität von
300.000 Tonnen/Jahr gegeben. 23 von 25 mechanisch-biolo-
gischen Anlagen und 9 von 11 Verbrennungsanlagen mit
Rostfeuerung in Österreich lagen unter den jeweiligen min-
destoptimalen Betriebsgrößen. Nach einer aktuellen Studie
für England sind auch dort die Anlagen in der Regel zu klein
um kostenminimierend zu agieren. 

4) Laut Rechnungshof (2007) erzielten in Österreich zum Zeit-
punkt seiner Untersuchungen nur 62% der Müllkapazitäten
energetische Wirkungsgrade von über 65%. Um in Zukunft
Dichtevorteile in der Fernwärmeversorgung besser zu nutzen
empfahl der Rechnungshof vermehrt länderübergreifende
Planungen und den stärkeren Einbezug der Abwärmenutzung
als zentrales Kriterium bei der Standortentscheidung.

5) Unternehmerische Handlungsspielräume weisen Ähnlichkei-
ten mit den Optionen auf Finanztitel auf. Daher lassen sich

Erkenntnisse der Optionspreistheorie auf reale Investitions-
objekte übertragen. Dabei können auch Informationen über
zwischenzeitliche Zahlungsströme, über Konkurrenzeinflüs-
se und über mögliche technologische Entwicklungen berük-
ksichtigt werden. Damit liefert die Realoptionstheorie auch
wertvolle Hinweise zur Wahl des optimalen Investitionszeit-
punktes.  

6) RICHTLINIE 2008/98/EG DES EUROPÄISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 19. November 2008 über
Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien

7) Sehr kritisch gegenüber der Anwendung von Kosten-Nutzen
Analysen im Umweltschutz äußern sich Heinzerling und
Ackerman (2002) sowie Ackerman, Heinzerling und Massey
(2004).

8) Die Übertragung von Ergebnissen durchgeführter Studien auf
andere Bewertungsobjekte wurde in den USA wahrscheinlich
primär aufgrund von Budgetbeschränkungen in den 1960er
Jahren politisch eingeführt. Seit 1988 kommt das Verfahren
dort auch in Rechtsstreitigkeiten zur Anwendung. Die wis-
senschaftliche Debatte um die Zulässigkeit von benefit trans-
fers ist noch relativ jung (Wonka, 2003).

9) In dem Zusammenhang sei nur darauf hingewiesen, dass auch
im Stern-Report zu den ökonomischen Folgen des Klima-
wandels eine Diskontrate von 1,6% angesetzt wurde. Der
Stern-Report wurde von Ökonomen scharf kritisiert. Dies
betraf allerdings weniger die Höhe der Diskontrate sondern
deren Begründung im Report. Zukünftige Nutzen und Kosten
zu diskontieren bedeutet nicht unbedingt, dass man die Nut-
zen zukünftiger Generationen geringer gewichtet als die der
jetzigen Generation. Die soziale Disktonrate kann man sich
aus zwei Komponenten zusammengesetzt vorstellen. Die
erste betrifft die Zeitpräferenzrate, die zweite das Wachstum
des Produktionspotentials. Selbst wenn wir die Zeitpräfe-
renzrate Null setzen und damit die Nutzen der Generationen
gleich gewichten, läßt sich eine positive Diskontrate damit
begründen, dass technischer Fortschritt dauerhaft das Pro-
duktionspotential hebt und damit der materielle Wohlstand
zukünftiger Generationen höher sein wird als der der gegen-
wärtigen Generation. Sollte dies tatsächlich eintreffen, was in
den letzten zweihundert Jahren zweifellos der Fall war, so
würde der Ansatz einer sozialen Diskontrate von Null einer
Umverteilung von heutigen zu zukünftigen Generationen
gleichkommen. Selbstverständlich ist es gerechtfertigt anzu-
zweifeln, dass ein auf technischem Fortschritt basierendes
Wirtschaftwachstum über Jahrtausende anhält.

10) Die Ergebnisse von Eshet et al. (2006) lassen übrigens Zwei-
fel aufkommen, das die Umweltkosten der Verbrennung tat-
sächlich geringer sind als die Umweltkosten der Deponie-
rung.

11) Eine absolute Entkoppelung zeichnete sich laut Studie bis
zum Jahr 2007 nur in Österreich, in Deutschland und überra-
schender Weise in Griechenland, Portugal und Spanien ab.
Die Ergebnisse für Griechenland und Portugal werden von
den Autoren allerdings angezweifelt, vielmehr sei in diesen
Ländern nur von einer Stabilisierung zu sprechen ohne tat-
sächliche absolute Entkoppelung. Eine relative Entkoppe-
lung, d.h. eine im Zeitverlauf im Verhältnis zum Einkommen
geringere Zunahme, zeigt sich in Großbritannien und in den
Niederlanden. In den anderen Ländern gibt es entweder keine
Entkoppelung oder sogar eine relativ stärkere Zunahme der
Abfallmengen (Italien, Schweden).

12) Um präzise zu sein: Es geht hier um einen Vergleich mit den
nicht internalisierten externen Kosten der Primärrohstoffge-
winnung. Werden die Kosten der Primärrohstoffgewinnung
um negative externe Umwelteffekte nach oben korrigiert
(beispielsweise über Steuern), dann wird sich dies auch in
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den Preisen der Primärrohstoffe bemerkbar machen und in
der Folge auch die Preise der Recyclingprodukte erhöhen.
Die Preise der Recyclingprodukte sind aber bereits als Nut-
zen des Recycling berücksichtigt. Um also Doppelzählungen
zu vermeiden, dürfen nur nicht korrigierte externe Umweltef-
fekte der Primärrohstoffgewinnung berücksichtigt werden
(Porter, 2005).

13) Lavee und Khatib (2010) weisen für 79 Israelische Gemein-
den Skalenerträge und Dichtevorteile im Recycling kommu-
naler Abfälle nach. Seit Ende der 1990er Jahre verlangt der
Staat von den Gemeinden die Einhaltung von Recyclingquo-
ten. Im Jahr 2007 sollte in allen Gemeinden zumindest 25%
der kommunalen Abfälle rezikliert werden. Allerdings hat die
Mehrheit der Gemeinden aus Kostengründen von einer Aus-
nahmeregelung gebraucht gemacht. Demgegenüber hat
Lavee (2007) errechnet, dass für 51% der Gemeinden kom-
munales Abfallrecycling ökonomisch vorteilhaft wäre. 

14) Einen möglichen Vorteil gegenüber preislichen Instrumenten
könnten Quotenregelungen aufweisen: Durch klare (konstan-
te) Zielvorgaben tragen sie zur Stabilisierung von Erwartun-
gen bei, die insbesondere bei Investitionen in Anlagen mit
hohen versunkenen Kosten von großer Bedeutung sind. 

15) Ein Rebound-Effekt bedeutet, dass Einsparungen, die z.B.
durch effizientere Technologien möglich geworden sind,
durch vermehrte Nutzung und Konsum überkompensiert wer-
den.

16) Ein Lock-in-Effekt bezeichnet Kosten, die eine Änderung der
aktuellen Situation wirtschaftlich unattraktiv machen. Bei-
spielsweise entsteht ein Lock-in-Effekt, wenn Firmen, die
beziehungsspezifische Investitionen getätigt haben, einander
ausgeliefert sind. Die Folge ist, dass die Kräfte des Marktes
innerhalb der Beziehung zwischen zwei Firmen, die dem
Lock-in-Effekt unterworfen sind, ausgeschaltet werden. Es
droht daher die Gefahr ex post opportunistischen Verhaltens,
welches darin besteht, das eine Firma der anderen Firma Han-
delskonditionen aufzwingen kann, welche deren ursprüngli-
che Investitionskosten nicht decken (Williamson, 1975).

17) Der Begriff „Scheinverwertung“ kennzeichnet, dass die von
einem Abfallerzeuger vorgenommene Entsorgungsmaßnah-
me nur zum Schein als Verwertung ausgewiesen wird,
obwohl sie tatsächlich als Beseitigungsmaßnahme einzustu-
fen ist. Grund für diese Form der Umetikettierung ist stets ein
Kostenvorteil für den Abfallerzeuger oder Entsorger: Da das
Beseitigungsrecht stärker (Entsorgungsautarkie, Andienungs-
und Überlassungspflichten) und weitgehend strenger
(Umweltstandards) reguliert ist als der Verwertungsbereich,
erscheint ein Wechsel in das Verwertungsregime stets verlok-
kend. Hierdurch werden aber wiederum Umweltstandards
unterlaufen und Entsorgungsstrukturen gefährdet, die aus
Kostengründen auf ein bestimmtes Kontingent an Abfällen
zur Beseitigung angewiesen sind. 

18) In älteren Untersuchungen wurden zumeist Kostenvorteile
der privaten gegenüber der öffentlichen Dienstleistung gefun-
den (Bel und Warner, 2008).

19) Dieses Ergebnis erhalten Callen und Thomas (2001) für 110
Gemeinden in Massachusetts (USA), Dijkgraaf und Gradus
(2003) für 85 Gemeinden in Holland, Bel und Costas (2006)
für 186 Gemeinden in Katalonien (Spanien) und Bel und
Fageda (2010) für 65 Gemeinden in Galizien (Spanien).

20) Dijkgraff und Gradus (2007) für 453 Gemeinden in Holland
im Jahr 2002.

21) Interessant ist, dass Kosteneinsparungen durch Auslagerung
an Privatunternehmen dann am höchsten sind, wenn in der
Nachbargemeinde ein öffentliches Unternehmen tätig ist
(Dijkgraaf und Gradus, 2007). 

Heft 4/2010

Abfallwirtschaft

38


	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38

